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1684. Bekanntmachung 
 

Auslegung des Jahresabschlusses 2014 der Gemeinde Ostseebad Binz  
 
Der Jahresabschlusses zum 31.12.2014 liegen in der Zeit  
 

vom 04.12.2017 bis 18.12.2017 
 
in der Kämmerei der Gemeindeverwaltung Ostseebad Binz, 
Jasmunder Straße 11, während der Dienststunden aus. 
 
Montag, Mittwoch, Donnerstag 09:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 15:00 Uhr 
Dienstag    09:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 18:00 Uhr 
Freitag     09:00 – 12:00 Uhr 
 
Ostseebad Binz, 4. Dezember 2017 
 
 
gez. Schneider 
Bürgermeister 

Bestätigungsvermerk 1) 

Gemäß § 1 Abs. 4 KPG obliegt die örtliche Prüfung dem Rechnungsprüfungsausschuss der 

Gemeinde Ostseebad Binz. Er hat sich des Rechnungsprüfungsamtes zu bedienen, soweit ein 

solches eingerichtet ist. Nach §1 abs. 5 KPG kann sich der Rechnungsprüfungsausschuss einen 

sachverständigen Dritten hinzuziehen, sollte dies erforderlich sein. Die örtliche Prüfung umfasst 

gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1, 3 bis 5 und 8 KPG auch die Prüfung des Jahresabschlusses, der Anlagen 

zum Jahresabschluss sowie die Einhaltung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung. Aufgrund 

dieser rechtlichen Bestimmung haben wir den Jahresabschluss 2014 - bestehend aus Ergeb-

nisrechnung, Finanzrechnung, den Teilrechnungen, der Bilanz, dem Anhang sowie den Anlagen zum 

Jahresabschluss - unter Einbeziehung des Rechnungswesens der  

Gemeinde Ostseebad Binz 

für das Haushaltsjahr vom 01. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2014 stichprobenhaft geprüft.  

Das Rechnungswesen und der Jahresabschluss sowie die Anlagen zum Jahresabschluss gemäß § 60 

KV M-V und der §§ 24 bis 53 GemHVO-Doppik wurden von der Verwaltung unter der 

Gesamtverantwortung des Bürgermeisters erstellt. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 

uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss sowie die Anlagen zum 

Jahresabschluss unter Einbeziehung des Rechnungswesens abzugeben. 

 
 

                                                 
1)

Eine Verwendung des Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prüfungsberichtes bedarf der vorherigen Zustimmung des 
Rechnungsprüfungsausschusses. Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe des Jahresabschlusses und / oder der Anlagen zum 
Jahresabschluss in einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form bedarf es zuvor einer erneuten Stellungnahme des 
Rechnungsprüfungsausschusses, sofern hierbei der Bestätigungsvermerk zitiert oder auf die Prüfung des 
Rechnungsprüfungsausschusses hingewiesen 
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Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung unter Beachtung des § 3a KPG vorgenommen. Die 

Prüfung haben wir so geplant und durchgeführt, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die 

Darstellung des durch den Jahresabschluss und die Anlagen zum Jahresabschluss unter Beachtung 

der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 

Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden.  

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wurden die Kenntnisse über das wirtschaftliche und 

rechtliche Umfeld der Gemeinde Ostseebad Binz sowie die Erwartungen über mögliche Fehler 

berücksichtigt. In dem nachfolgend beigefügten Prüfprotokoll sind Prüfungsbemerkungen  und 

Prüfungsempfehlungen des Rechnungsprüfungsausschusses ausgeführt. Im Rahmen der Prüfung 

werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise 

für die Angaben im Rechnungswesen, Jahresabschluss und den in Anlagen zum Jahresabschluss auf 

Basis der Ausführungen des beauftragten Rechnungsprüfers gemacht. Die Prüfung umfasst die 

Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der 

Verwaltung der Gemeinde Ostseebad Binz sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des 

Jahresabschlusses und der Anlagen zum Jahresabschluss. Wir sind der Auffassung, dass unsere 

Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. Unsere Prüfung hat zu 

keinen wesentlichen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht die 

Jahresrechnung den Vorschriften des § 60 KV M-V und der §§ 24 bis 48 sowie der §§ 50 bis 53 

GemHVO-Doppik sowie den sie ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen 

Bestimmungen und vermitteln unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögenslage der Gemeinde Ostseebad 

Binz. 

Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten ergeben, die nach 

unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Verwaltung von Bedeutung sind. 
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1685. Bekanntmachung 
 

Auslegung der Nachtragshaushaltssatzung 2017 der Gemeinde Ostseebad Binz 
 

Die Nachtragshaushaltssatzung 2017 der Gemeinde Ostseebad Binz liegen in der Zeit  
 
vom 04.12.2017 bis 18.12.2017 
 
in der Kämmerei der Gemeindeverwaltung Ostseebad Binz, 
Jasmunder Straße 11, während der Dienststunden aus. 
 
Montag, Mittwoch, Donnerstag 09:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 15:00 Uhr 
Dienstag    09:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 17:00 Uhr 
Freitag     09:00 – 12:00 Uhr 
 
Ostseebad Binz, 4. Dezember 2017 
 
gez. Schneider 
Bürgermeister 
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1686. Bekanntmachung 

 
N A C H T R A G S H A U S H A L T S S A T Z U N G 

der 
Gemeinde Ostseebad Binz 

für das 
Haushaltsjahr 2017 

 

 
 
Aufgrund § 48 Kommunalverfassung des Landes Mecklenburg-Vorpommern wird nach Beschluss der 
Gemeindevertretung folgende Nachtragshaushaltssatzung erlassen: 
 

 
§ 1 

 Ergebnis- und Finanzhaushalt 
 
Der Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 wird:  
    

 
gegenüber 

bisher 
EUR 

erhöht 
um 

EUR 

vermindert 
um 

EUR 

nunmehr 
auf 

EUR 
1. im Ergebnishaushalt     
a) der Gesamtbetrag der ordentlichen Erträge auf 11.872.100  776.300 11.095.800 
    der Gesamtbetrag der ordentlichen Aufwendungen auf 9.812.000 696.200  10.508.200 
    der Saldo der ordentlichen Erträge und Aufwendungen auf 2.060.100  1.472.500 587.600 
     
b) der Gesamtbetrag der außerordentlichen Erträge auf 0   0 
    der Gesamtbetrag der außerordentlichen Aufwendungen auf 0   0 
    der Saldo der außerordentl. Erträge & Aufwendungen auf 0   0 
     
c) das Jahresergebnis vor Veränderung der Rücklagen auf 2.060.100  1472.500 587.600 
    die Einstellungen in Rücklagen auf  0   0 
    die Entnahme aus Rücklagen auf  0   0 
    das Jahresergebnis nach Veränderung der Rücklagen auf 2.060.100  1.472.500 587.600 
     
2. im Finanzhaushalt     
a) die ordentlichen Einzahlungen auf  8.463.800 882.100  9.345.900 
    die ordentlichen Auszahlungen auf 9.056.500 696.200  9.752.700 
    der Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen auf -592.700  185.900 -406.800 
     
b) die außerordentlichen Einzahlungen auf 0   0 
    die außerordentlichen Auszahlungen auf 0   0 
    der Saldo der außerordentlichen Ein- & Auszahlungen auf 0   0 
     
c) die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit auf 4.479.800  2.454.800 2.025.000 
    die Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf 4.334.000 944.000  5.278.000 
    der Saldo d. Ein- & Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf 145.800  3.398.800 -3.253.000 
     
d) die Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf 0   0 
    die Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit auf 140.900   140.900 
    der Saldo der Ein- & Auszahl. aus Finanzierungstätigkeit auf -140.900   -140.900 

 
festgesetzt. 
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§ 2 
                              Kredite für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen  
Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen werden keine 
veranschlagt.  
 
 

                          § 3  
                                                    Verpflichtungsermächtigungen  
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
                                                                     § 4 
                                              Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit 
Der Höchstbetrag der Kredite zur Sicherung der Zahlungsfähigkeit wird festgesetzt von bisher 800.000 
EUR auf unverändert 800.000 EUR. 
 

§ 5 
                                                                 Hebesätze 
Die Hebesätze für die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
a) für die land- und forstwirtschaftlichen Flächen (Grundsteuer A) unverändert auf 300 v. H. 
   
 
b)  für die Grundstücke (Grundsteuer B) unverändert auf 400 v. H.    
             
2. Gewerbesteuer unverändert auf 380 v.H.  

 
§ 6 

Stellen gemäß Nachtragsstellenplan 
Die Gesamtzahl der im Nachtragsstellenplan ausgewiesenen Stellen beträgt bisher 41,525 
Vollzeitäquivalente und nunmehr unverändert 41,525 Vollzeitäquivalente. 
 

§ 7 
Eigenkapital 

Der Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des Haushaltsvorvorjahres beträgt 33.386.961 EUR. 
Der voraussichtliche Stand des Eigenkapitals zum 31.12. des Haushaltsvorjahres beträgt  
35.492.761  EUR und zum 31.12. des Haushaltsjahres bisher 37.552.861 EUR und nunmehr 
36.174.361 EUR 
 

§ 8 
Weitere Vorschriften 

(1) Die Entscheidungen nach § 6 Abs. 3 der Hauptsatzung der Gemeinde werden durch den 
Hauptausschuss getroffen, wenn sie die darin festgelegten Wertgrenzen für die Entscheidung des  
Bürgermeisters übersteigen. Oberhalb der hier festgesetzten Wertgrenze für den Hauptausschuss 
entscheidet die Gemeindevertretung. 
 
(2) Gemäß § 14 GemHVO-Doppik sind innerhalb eines Teilhaushalts die Ansätze für Aufwendungen 
gegenseitig deckungsfähig. Bei Inanspruchnahme der gegenseitigen Deckungsfähigkeit der 
Aufwendungen in einem Teilergebnishaushalt gilt sie auch für entsprechende Ansätze für 
Auszahlungen im Teilfinanzhaushalt. 
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(3) Die Personalaufwendungen (§ 2 Abs. 1 Nr. 11 GemHVO-Doppik) und -auszahlungen (§ 3 Abs. 1 
Nr. 11 GemHVO-Doppik) sowie die Versorgungsaufwendungen (§ 2 Abs. 1 Nr. 12 GemHVO-Doppik)  
und -auszahlungen (§ 3 Abs. 1 Nr. 12 GemHVO-Doppik) werden abweichend vom § 8 Abs. 2 dieser 
Satzung gemäß § 14 Abs. 2 über alle Teilhaushalte für gegenseitig deckungsfähig erklärt.  
 
(4) Gemäß § 14 Abs. 3 GemHVO-Doppik werden die Auszahlungen für Investitionstätigkeit innerhalb 
eines Teilhaushalts für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
 
(5) Gemäß § 14 Abs. 4 GemHVO-Doppik werden die Ansätze für ordentliche Auszahlungen 
zugunsten von Auszahlungen für Investitionstätigkeit desselben Teilhaushalts für einseitig 
deckungsfähig erklärt. 
 
(6) Gemäß § 4 Abs. 12 GemHVO-Doppik wird bestimmt, dass Ein- und Auszahlungen für Investitionen 
und Investitionsförderungsmaßnahmen oberhalb der Wertgrenze von 100.000 EUR für jede Investition 
oder Investitionsförderungsmaßnahme im Teilhaushalt einzeln darzustellen sind. Unterhalb dieser 
Wertgrenze erfolgt die Darstellung der Ein- und Auszahlungen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen in jedem Teilhaushalt insgesamt. 
 
(7) Eine Nachtragshaushaltssatzung und ein Nachtragshaushaltsplan werden notwendig, wenn sich 
im Laufe der Haushaltsführung erhebliche Änderungen ergeben (§7 Abs. 1 Gem-HVO-Doppik). Als 
erheblich werden mit dieser Satzung Einzelbeträge in Höhe von 100.000 EUR festgesetzt. 
 
Die rechtsaufsichtliche Genehmigung entfällt. 
 
Ostseebad Binz, den 2. November 2017       
  
 
gez. Schneider 
Bürgermeister 
 

   
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


